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Rinderwahnsinn: CH-
Massnahmen unnötig 
Bern (AP) In der Schweiz sind 
gemäss Experten trotz der Meldun
gen aus Britannien Uber die mög
liche Ansteckung des Menschen mit 
«Rinderwahnsinn» keine neuen 
Massnahmen nötig. Die bisherigen 
Anordnungen seien ausreichend, 
hiess es in einer AP-Umfrage. Im be
nachbarten Ausland kam es zu schar
fen Reaktionen. 

Der Direktor des Bundesamtes für 
Veterinärwesen (BVET) hat am 
Donnerstag die Kantonstierärzte 
über die jüngsten britischen Er
kenntnisse informiert. 

VEU Fedkirch/HC 
Schaan gegründet! 
In Liechtenstein tut sich etwas in 
Sachen Eishockey! So wurden kürz
lich der «Eishockeyverband des Für
stentums Liechtenstein» sowie die 
beiden Clubs «VEU Feldkirch/HC 
Schaan e.V.» und «Redliners 
Schaan» gegründet. Wie VEU Sami-

na Feldkirch-Präsident Günther W. 
Amann gestern gegenüber dem 
VOLKSBLATT ausführte, ist durch
aus denkbar, dass das derzeitige 
österreichische Meisterteam 1997/98 
über den Liechtensteiner Verband 
die Integration in die Schweizer Na
tionalliga A anstreben wird. 

Mehr darüber im Sportteil au f  Sei
te 9 in dieser Ausgabel 

Thronrede-Reaktion: 
Erklärungen im Landtag zur Thronrede von Fürst Hans-Adam II. - Stellungnahmen der beiden Traditionsparteien und der Freien Liste 

Fürst Hans-Adam II. erklärte den Anschluss an Österreich oder her Schweiz als mög
liche Alternativßn zur heutigen Situation. Mit seiner Äusserung rief er den Landtag auf 
den Plan, der sich klar zur Monarchie bekannte. 

Der VU-Abgeordnete Dr. Peter Wolff gab die gemeinsame Erklärung von FBPL. und 
V U  zur Thronrede des Staatsoberhauptes ab. Beide Parteien wollen keine grundle
genden Änderungen im Staatsaußau. 

(G.M.) - Liechtenstein wünscht keinen 
Anschluss an die Schweiz oder Öster
reich. Der Landtag sah sich schon zum 
zweiten Mal veranlasst, Äusserungen 
von Fürst Hans-Adam II. in dessen 
Thronrede zu korrigieren. In einer ge
meinsamen Erklärung wiesen Vaterlän
dische Union (VU) und Fortschrittliche 
Bürgerpartei in Liechtenstein (FBPL) 
am Donnerstag den entstandenen Ein
druck zurück, dass es bei der jetzigen 
Verfassungsdiskussion um die Abschaf
fung der Monarchie gehe. 

Der Landtag stehe auf dem Boden der 
Verfassung, betonten die beiden grossen 
Traditionsparteien in ihrer gemeinsamen 
Erklärung und wiesen darauf hin, dass 
die Monarchie auch nach ihrer Auffas
sung nicht nur Repräsentationszwecken 
zu dienen habe, sondern staatstragende 
Aufgaben wahrnehmen müsse. VU und 
FBPL unterstrichen, dass sie schon bei 
der Erklärung 1993, als Fürst Hans-
Adam II. erstmals seine Idee von der Ab

schaffung der Monarchie in seiner 
Thronrede öffentlich gemacht habe, auf 
das Festhalten an der bestehenden 
Staatsform hingewiesen hätten: «Der 
Landtag anerkennt die existentielle Be
deutung und Verdienste des Fürstenhau
ses für den Staat Liechtenstein in der Ge
schichte und heute.» 

Die Verfassungsdiskussion hat nach 
der Parteien-Erklärung die Zielsetzung, 
unklare Bestimmungen in der Verfas
sung klarstellen: Bfe^vom Landtag im 
vergangenen Herbst eingesetzte Verfas
sungskommission habe die Aufgabe, 
nicht mehr zeitgemässe Verfassungsarti-
kel zu überprüfen und Änderungsvor
schläge zu unterbreiten. 

Die vom Landesfürsten genannten 
Verfassungsvarianten wie rein repräsen
tative Monarchie oder Abschaffung der 
Monarchie halte der Landtag nicht für 
wünschenswert. Entschieden traten die 
beiden Parteien den fürstlichen Vorstel
lungen über einen Anschluss Liechten

steins an die Schweiz oder Österreich 
entgegen. D e r  Landtag stehe zum verfas
sungsrechtlichen Aufbau Liechtensteins 
als konstitutionelle Erbmonarchie auf 
demokratischer und parlamentarischer 
Grundlage. Weder die Souveränität des 
Staates noch die Allgemeinverbindlich
keit der geltenden Verfassung stehe zur 
Disposition. 

Gegenüber der Ansicht von Fürst 
Hans-Adam, der ira-Herbst beginnende 
Wahlkampf für die Landtagswahlen 1997 
biete die Gelegenheit zu einer Klärung 
der Positionen, betonten die Parteien, 
dass die Kommission mit grösstmög-
licher Sorgfalt vorgehen müsse und des
halb ausreichend Zeit brauche. 

Im Unterschied zur gemeinsamen 
Landtagserklärung 1993 schloss sich der 
Vertreter der oppositionellen Freien Li
ste, Paul Vogt, der Parteienerklärung 
diesmal nicht an. Er  kritisierte die Er
klärung der beiden anderen Parteien 
als Beschwichtigungspolitik. Allerdings 

(M.) - Im Juni des letzten Jahres wur
de von einer von der Regierung einge
setzten Arbeitsgruppe ein sorgfältigst 
ausgearbeitetes Sportstättenkonzept 
vorgelegt. Seither sind jetzt neun Mona
te vergangen, in denen viel über Sport
stättenplanung geredet und geschrieben 
wurde. Einzig: Sportministerin Dr. 
Andrea Willi wollte sich in all diesen 
Monaten nicht festlegen, inwieweit das 
vorliegende Sportstättenkonzept für die 
Regierung bindenden Charakter hat. U m  
angesichts der dadurch entstandenen 
Konfusion endlich einen Schritt weiter
zukommen, hat die FBPL-Fraktion eine 
Interpellation eingereicht, die dann ge
stern abend vom Landtag auch ohne ir
gendwelche Diskussion überwiesen wur
de. 

Mit der Überweisung dieser Interpel
lation ist die Regierung, insbesondere die 
zuständige Sportministerin, nun aufge
fordert, die von den Interpellanten als 
dringlich bezeichneten Fragen nach 
Möglichkeit bis zur nächsten Landtags
sitzung vom 2./3. Mai 1996 zu beantwor
ten. Die neun in der Interpellation aufge
listeten Fragen betreffen den Ausbau ei
ner oder zweier Sportstätten sowie die 
Durchführung der .  Kleinstaatenspiele 
1999 in Liechtenstein. 

Mit der Geduld langsam am Ende 
D a  es Sportministerin Dr. Willi bisher 

- obwohl die Angelegenheit terminlich -
immer drängender ist - versäumte, mit 
einer klaren Aussage zum Sportstätten
konzept seitens der Regierung einen kla
ren Pfeiler zu setzen, wurden respektive 
werden seitens der Gemeinden verschie

dene Suppen gekocht. Doch auch hier 
scheint man mit der Greduld langsam am 
Ende zu sein. 

In einer umfangreichen Stellungnah
me forderten jedenfalls zuletzt auch Bür
germeister Karlheinz Öspelt und der Va
duzer Gemeinderat von der Regierung 
endlich einmal Klarheit darüber, wie die 
Regierung zum Sportstättenkonzept 
steht (Volksblatt, 15. März 1996): «Bür
germeister und Gemeinderat von Vaduz 
sind der Meinung, dass inzwischen zuviel 
Zeit vergangen ist und der Bau der für 
den Sport in unserem Land wichtigen 
Anlagen zu lange verzögert wurde». 

sprach sich auch Paul Vogt, der einzige 
Vertreter der Freien Liste im 25köpfigen 
Landtag, für die Beibehaltung der Mon
archie aus: «Ich trete sowohl-für die Bei
behaltung der Eigenstaatlichkeit wie 
auch Beibehaltung der Monarchie ein.» 
Nach seiner Auffassung sind Monarchie 
und Demokratie heute in Westeuropa 
nicht mehr unvereinbare Gegensätze. 
Die Verfassungen in den westeuropäi
schen Monarchien würden" d e n  Monar
chen erstaunliche Rechte zugestehen. 
Diese Rechte der Monarchen in anderen 
westeuropäischen Monarchien gingen 
verfassungsrechtlich bedeutend weiter 
als die Rechte unseres Monarchen. In der 
Praxis seien diese Monarchien aber prak
tisch längst auf Repräsentationsfunktio
nen verwiesen. 

«Diese Entwicklung in andern westeu
ropäischen Staaten», meinte Paul Vogt, 
«muss auch bei einer Verfassungsdiskus
sion in Liechtenstein berücksichtigt wer
den.» 

Sportstättenkonzept: Regierung muss Farbe bekennen 
Der Landtag überwies gestern eine FBPL-Interpellation zur Sportstätten-Frage an die Regierung 

Multifunktionale Anlage: Ja oder Nein? 

Insbesondere geht es darum, ob seitens 
des Landes effektiv die im Konzept favo
risierte multifunktionale Sportanlage an
gestrebt wird, oder ob - wie in der Vor
steherkonferenz vom 28. September 1995 
«beschlossen» - in Vaduz eine Landesan
lage für Fussball und in Schaan eine sol
che für Leichtathletik realisiert werden 
soll. Wenn sich die Regierung in dieser 
Kardinalfrage endlich einmal festlegen 
würde, dann könnte in Sachen Planung 
wohl einiges an Leerlauf vermieden und 
gezielt projektiert werden. 

Post zur Hälfte 
an DMC beteiligt 
(AP) Die Post übernimmt die Hälfte 
der Aktien ihrer langjährigen Konkur
rentin Direct Mailing Company 
(DMC). Dank der Übereinkunft mit 
der Verteilerfirma von adresslosen 
Sendungen und Presseerzeugnissen 
sollen die Aktivitäten in dem stark 
umkämpften Bereich verstärkt wer
den, gab die Post gestern bekannt. 
Markus Hof von der DMC-Geschäfts-
leitung erinnerte daran, dass die Ar
beitsgemeinschaft Schweizerischer 
Vertragungsorganisationen (ASVO) 
bis Ende 1993 zur Post enge Bezie
hungen unterhalten habe. Dann seien 
die Verträge nach über 30 Jahren 
gelöst worden, womit auch die DMC 
zur Konkurrentin der Post wurde. 

, Die Regierung respektive die zuständige Sportministerin muss bezüglich Sportstätten* 
konzept (im Bild die Anlage in Schaan, die auch als bifunktionale Landesanlage zur 
Diskussion steht) endlich Farbe bekennen. IM Z E N T R U M  K A U F I N ,  S C H A A N .  


